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FÜR MEHR VIELFALT
GEGEN RECHTSPOPULISMUS UND FRAUENDISKRIMINIERUNG

Ausgabe 1/2017

STARKE FRAUEN -
STARKE DEMOKRATIE!
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Liebe Leser,
liebe Leserinnen,

in Zeiten von „Antigender“ und offenen Äußerungen von 
Abgeordneten im Europaparlament, dass Frauen zu Recht 
weniger verdienen, weil sie kleiner sind, haben wir diese 
ASF aktuell unter das Motto „Vielfalt“ gestellt. Wir kämp-
fen jetzt erst recht gegen Rechtspopulismus und Frauen-
diskriminierung. Im Zusammenhang mit dem Internatio-
nalen Frauentag beleuchten wir Beispiele in denen Vielfalt 
gelebt und gefördert wird und werfen einen kritischen 
Blick auf Situationen in denen sie gefährdet ist – ob bei der 
Gesundheitsversorgung für Geflüchtete oder dem Grund 
für Flucht von Sakine Esen Yilmaz. Aber wir blicken auch 
positiv nach Europa und stellen ein Gender-Projekt vor, das 
dringend noch Unterstützung braucht. 

Diese Ausgabe wird zur Landesvertreter*innen-Versamm-
lung aufgelegt, um alle, die kandidieren, einzuladen, den 
Gedanken der Vielfalt und seine Stärke zu unterstreichen 
und zu einem starken Signal der Sozialdemokratie in Ba-
den-Württemberg werden zu lassen. Die ASF wird erneut 
keine Delegiertenbesprechung anbieten,  die Erfahrung der 
letzten Jahre hat gezeigt, dass bei solchen Nominierungs-
parteitagen den regionalen Delegationsbesprechungen 
der Vorzug gegeben wurde. Aber wir sind selbstverständ-
lich ansprechbar. Da ich selber nicht anwesend sein kann, 
wird während der Versammlung Claudia Schöning-Kalen-
der, stellv. Bundesvorsitzende der AsF, den „AsF-Hut“ auf-
haben und für die diversen Anliegen die Ansprechpartne-
rin in Schwäbisch Gmünd sein. Ich möchte mich bereits 
jetzt bei ihr für diese Bereitschaft bedanken.

Vielfalt ist die Stärke der Sozialdemokratie und bei Wah-
len hatten wir oft dann die besten Ergebnisse, wenn wir 
selbstbewusst diese Vielfalt auch vertreten haben. Dieses 
Selbstbewusstsein wünsche ich allen Kandidaten und Kan-
didatinnen im vor uns liegenden Wahlkampf.

Andrea Schiele
ASF-Landesvorsitzende
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DAS FRAUENBILD DER RECHTSRADIKALEN UND DER RECHTSPOPU-
LIST*INNEN UND SEINE VERANKERUNG IN DER GESELLSCHAFT
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[Wir befürworten ein Frauenbild dass…]„Frauen und Mäd-
chen volle Gleichberechtigung einräumt“, doch sollte die 
Frau nicht „aus finanziellen Gründen außerhäuslich ar-
beiten müssen, da der Beruf in der Familie sie voll auslas-
tet“. „…Wir setzen uns für eine gezielte gesellschaftliche 
Aufwertung des Erfolgsmodells Familie und der Rolle der 
Mutter ein.“ „Die Ehe ist zu schützen als der auf Lebenszeit 
angelegte öffentliche Bund, den ein Mann und eine Frau 
in freier Entscheidung miteinander schließen, um einan-
der zu lieben, eine Familie zu gründen und ihre Kinder zu 
erziehen.“

Die ersten beiden Zitate stammen aus Wahlprogrammen 
der NPD und der AfD, das dritte ist aus dem Selbstver-
ständnis der „Demo für Alle“ in Stuttgart. In allen Dreien 
wird dasselbe Verständnis der „natürlichen Rolle“ der Frau 
formuliert. In ihrer Formulierung sind sie austauschbar. 
Die Familie und die Erziehung der Kinder sind die zentralen 
Aufgaben.

Aber Vorsicht! Dieses Bild beinhaltet zwar einerseits den 
Ausschluss von Macht und politischer Gestaltung. Ande-
rerseits überträgt es den Frauen eine hohe, geschätzte 
und mit Wertschätzung verbundene Aufgabe: In der Szene 
wird die Erziehung von Kindern im völkischen, nationalen 
Sinne als wichtiger Baustein der politischen Veränderun-
gen gesehen. In diesem Zusammenhang müssen auch die 
Forderungen nach der freien Entscheidung der Eltern ihre 
Kinder selbst zu unterrichten gesehen werden. In einer Ge-
sellschaft, in der die Fragen der Vereinbarkeit immer noch 
überwiegend von Frauen gelöst werden müssen und diese 
in Teilen auch das Gefühl haben, in  diesem Balanceakt zer-
rieben zu werden, bietet dies – insbesondere jungen Frau-
en – einen „Lösungsansatz“. Sie fühlen sich von diesen klar 
strukturierten und geklärten Aufgaben angezogen. (Das-
selbe gilt übrigens auch für diejenigen Männer, die sich 
schwer tun, sich selber zu definieren in einer Gesellschaft 
,in der sie alle Möglichkeiten haben, aber beispielsweise 
der Vater, der mehr als ein Jahr Elternzeit nehmen will, 
ebenfalls auf Widerstand und Probleme trifft). Und damit 
sind wir mitten in unserer Gesellschaft angekommen. 

Auf der anderen Seite wehrt sich ein Großteil rechtsradi-
kaler Anhängerinnen gegen eine untergeordnete Rolle. Sie 
wollen nicht „nur Freundin eines Neonazis sein“, sondern 
selbst als aktive Kämpferin gesehen werden. Sie kritisieren, 
dass die rechte Szene eine reine Männerdomäne sei, in der 
sich Frauen nur schwer behaupten könnten. Von eher tra-
ditionell, in einer Frauenrolle der Mutter, bis eher modern 
und auch emanzipierter, treten Frauen in der Szene auf. 
Eine allgemeine Regel lässt sich nicht ableiten. 

Wissenschaftlich belastbare, nachprüfbare Zahlen über 
die qualitative und quantitative Partizipation von Frauen 
in der rechtsradikalen Szene existieren kaum. Geschlechts-
spezifische Analysen gehören bisher nicht zu den Prioritä-
ten der Rechtsextremismus-Forschung. Sofern vorhanden, 
handelt es sich um Schätzungen, die deutlich voneinander 
abweichen. 

Forschungsergebnisse weisen einen Anteil von Mädchen 
und Frauen an rechtsextrem bzw. fremdenfeindlich mo-
tivierten Straf- und Gewalttaten von 5 bis 10 Prozent aus. 
Bei Propagandadelikten sind Frauen anteilsmäßig öfter an 
Volksverhetzungen beteiligt als Männer. Es wird vermutet, 
dass die Wähler*innenschaft rechtsextremer Parteien sich 
durchschnittlich zu einem Drittel aus Frauen und zwei Drit-

teln aus Männern zu-
sammensetzt. In man-
chen Regionen stellen 
sie sogar die Hälfte aller 
WählerInnen. 

Durch das wachsende 
Engagement von Frauen 
im rechtsextremen Mili-
eu verankern sich auch 
rechte Männer stärker 
in der Szene, und es 
kommt zur Gründung 
von „nationalen Fami-
lien“. Während früher 
Familiengründung bei 
Männern häufig die Bereitschaft zum Ausstieg verstärkt 
hat, werden sie heute zunehmend durch Bindung an rech-
te Frauen fester in der Szene gehalten. Das bedeutet, dass 
Frauen aktiv zur Verfestigung und zum Ausbau von Neona-
zi-Strukturen beitragen. 

Es ist festzuhalten: es gibt ein verbindendes Element des 
rückwärtsgewandten Frauen- und Familienbildes in den 
Strukturen und Organisationen der Rechtsradikalen und 
rechtspopulistischen Gruppen und Parteien. Es wird in glei-
chem Maß von Frauen in diesen Organisationen aber mehr 
Gleichberechtigung für sich eingefordert. Es zeigt sich ein-
mal mehr: mit einfachen Schwarz-Weiß-Mustern kann die 
Situation nicht erfasst und beschrieben werden.

Was wir jetzt aber nicht tun können, ist uns zurücklehnen, 
frei nach der Devise, „schlimm, aber das betrifft uns ja al-
les nicht direkt.“ Denn in den letzten Jahren ist noch eine 
weitere Facette hinzugekommen. Immer offener werden 
„Genderwahn“, „Genderideologie“ und all die Begriffe, die 
da so unterwegs sind gegen die aktive Politik der Umset-
zung von Geschlechtergerechtigkeit in den Raum gestellt. 
Und Sie finden ebenfalls Zustimmung in weiten Teilen der 
Gesellschaft. Frauenförderung wird als Benachteiligung 
von Männern diskutiert, „Quotenfrau“ wird zum Synonym 
für Frauen die „unqualifiziert und zu Unrecht“ in ihren 
Positionen sind und zwar anstelle von gut qualifizierten 
Männern, die „zurückziehen“ müssten und sich dann auch 
nicht mehr engagieren würden. Neben all dem, was zu 
Quoten hier angemerkt werden müsste, soll dieses Beispiel 
deutlich machen, wie eng die Argumentation der Rechts-
populist*innen verbunden ist mit gesellschaftlichen De-
batten. Und das ist kein Zufall. Das Instrument Meinungen 
zu bilden und zu steuern beherrschen diese Gruppierun-
gen sehr gut – und setzten es seit Jahren gezielt mit mehr 
oder weniger Erfolg ein. Sie nehmen so indirekt, ohne Re-
gierungsbeteiligungen intensiv Einfluss auf aktuelle Politik 
und politisches Handeln. Hier müssen wir aufmerksamer 
werden – beispielsweise bei der Wortwahl zur Situation 
von Geflüchteten und wie wir  - oft auch nachvollziehbare 
– Unzufriedenheit diskutieren und thematisieren und mit 
Enttäuschungen umgehen. Pauschale, verallgemeinernde  
Aussagen spielen den Rechtspopulist*innen und ihrem 
Frauenbild in die Hände. Wir können dem aber auch entge-
gensteuern, in dem wir Sprache  und Umgang reflektieren 
– gerade dann, wenn wir unterschiedlicher Meinung sind. 
Unser eigenes Verhalten ist am Ende das Einzige, was wir 
wirklich beeinflussen können. 

Andrea Schiele

Andrea Schiele
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WER ODER WAS IST VIELFALT?
BUNT IST BEUATIFUL

Bevor die Vielfalt zu uns kam, war von Diversity die Rede, 
bevorzugt in der Wortkombination Diversity Management. 
Das wiederum weist darauf hin, in welchem Kontext die 
Wortkombination entstanden ist: in der Wirtschaft. Im 
Zeitalter der Globalisierung entwickelte sich zunehmend 
eine Wahrnehmung, wonach die Zusammenarbeit von 
Menschen unterschiedlicher Herkunft und Zugehörigkeit 
die Kreativität und Produktivität steigert. Dies gilt insbe-
sondere für die international ausgerichtete IT Welt. Aber 
auch viele andere sogenannte „Global Player“ machten 
aus der angetroffenen Realität vor Ort und aus der inter-
nationalen Verflechtung eine Tugend, indem sie Vielfalt zu 
einem positiven Wert erklärten. 2006 initiierten BP, Daim-
ler, Deutsche Bank und Deutsche Telekom die Charta der 
Vielfalt in Deutschland nach dem französischen Vorbild 
„Charta de la diversité“. „Jede Form von sichtbarer und un-
sichtbarer Vielfalt wird berücksichtigt“, heißt es dazu im 
Internetauftritt der deutschen Charta. Menschen anderer 
Hautfarbe, anderer kultureller Herkunft und insbesonde-
re Frauen sollten das Bild der überwiegend bis einheitlich 
männlich, weiß und westlich besetzten Organisationen 
und Unternehmen verändern.

Wenig bewirkt hat der positive Vielfaltsdiskurs allerdings 
bisher in den Chefetagen. Die Tatsache, dass eine Quote 
für Frauen im Aufsichtsrat Dax-notierter Unternehmen per 
Gesetz eingeführt werden musste, weist deutlich darauf 
hin, dass das Vielfaltspostulat nicht auf allen Hierarchie-
ebenen gleichermaßen ernst gemeint ist. Die freiwillige 
Selbstverpflichtung war über ein Jahrzehnt lang kläglich 
gescheitert.

Mehr und mehr wird Vielfalt nun auch zum positiven ge-
sellschaftspolitischen Credo. Das Zusammenleben in den 
Städten rückt in den Vordergrund. Ein Paradigmenwechsel 
findet vielerorts statt: von der Integration zur Vielfalt. Bunt 
ist beautiful, Wertschätzung und Respekt gegenüber dem 
„Anderen“ ist die neue Philosophie, selbstverständlich im 
Rahmen, den unsere Verfassung uns setzt. Vielfalt ist der 
Weg zum friedlichen Zusammenleben. Analog zur Charta 
der Vielfalt entwickeln Städte entsprechende eigene Posi-
tionen, so z.B. die Mannheimer Erklärung für ein Zusam-
menleben in Vielfalt oder der Heidelberger Aktionsplan für 
Vielfalt und Chancengleichheit.  Zur Beschreibung der ge-
sellschaftlichen Gruppen, die gemeint sind, fällt das Stich-
wort „Ausgrenzungsrisiko“. 

Wo es ein Ausgrenzungsrisiko gibt, muss es ein Innen ge-
ben, aus dem ausgegrenzt wird. Was bzw. wer ist dieses 
Innen und für wen besteht das Ausgrenzungsrisiko? 

Wenn von Vielfalt die Rede ist, sind selbstverständlich (?) 
Männer und Frauen gemeint, Menschen mit und ohne Be-
hinderung, Alte und Junge, Menschen verschiedener Haut-
farbe, sexueller Orientierung, kultureller und religiöser Zu-
gehörigkeit. Eben alle. Vielfalt hat kein Gegenüber, es gibt 
(theoretisch) kein Innen und kein Außen. Das ändert sich 
jedoch in dem Moment, wenn ein Ausgrenzungsrisiko zum 
Merkmal wird. Dann wird in der Regel nicht das Innen de-
finiert, sondern es werden die gesellschaftlichen Gruppen 
benannt, die diesem Ausgrenzungsrisiko unterliegen: Men-
schen mit  Behinderung, Menschen mit anderer als einer 
heterosexuellen Orientierung, Menschen mit nichtweißer 
Hautfarbe, Menschen mit Migrationshintergrund, Frauen. 
Wollen wir im Umkehrschluss das Innen definieren, blei-
ben die weißen heterosexuellen Männer mittleren Alters 
ohne Behinderung und ohne Migrationshintergrund. 
Aus konsequent zu Ende gedachter und gelebter Vielfalt 
kann es keine Ausgrenzung geben, denn es gehören ja alle  
dazu, auch die weißen, heterosexuellen etc. Männer. Es sei 
denn, es geht dabei auch um die Machtfrage, aber das ist 
ein anderes Thema. Oder nicht?

Dr. Claudia Schöning-Kalender
Stellv. ASF-Bundesvorsitzende 
und Mitglied im ASF-Landesvorstand

RESOLUTION „„WIR SIND DIE DEMOKRATIE“
JETZT UNTERZEICHNEN!

Es ist an der Zeit, sich zu unserer offenen und toleranten 
Demokratie zu bekennen und ihre Werte zu verteidigen. 
Rechtspopulisten und Chauvinisten bekämpfen welt-
weit Emanzipation, Selbstbestimmung und Gleichbe-
rechtigung. Sie beleidigen und denunzieren Frauen. Sie 
wollen eine Kulturrevolution. Sie wollen zurück in eine 
Gesellschaftsform, die wir längst überwunden glaub-
ten. Es ist höchste Zeit, sich dagegen zu wehren.

Macht jetzt mit! Unter http://spd-link.de/zeitfuerfrauen 
findet Ihr mehr Infos. Dort kann auch die Resolution on-
line unterzeichnet werden.



4

DIE TEILHABE GEFLÜCHTETER FRAUEN AM ARBEITSMARKT
„WENN ICH ARBEITE, FÜHLE ICH MICH ALS MENSCH“
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Die gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsmarkt ist eine 
der wichtigsten Eckpfeiler im Leben von Frauen und Män-
ner. Wenn wir der Tätigkeit nachgehen können, die uns 
am Herzen liegt, und die wir als wichtig empfinden, dann 
fühlen wir uns erfüllt, sprich emotional aber (eben auch) 
finanziell abgesichert.

Daher ist es Zeit für einen Faktencheck. Wie sieht eigent-
lich die Lebenswelt von geflüchteten Frauen in Deutsch-
land aus, wenn es um ihre berufliche Teilhabe und Verwirk-
lichung geht? Was können wir dazu aus den zur Verfügung 
stehenden Daten entnehmen?

I. Ausgangslage
Was wissen wir eigentlich über die Ausgangslage von ge-
flüchteten Frauen auf dem Arbeitsmarkt?   

Zunächst muss festgehalten werden, dass es nicht so et-
was wie „die geflüchteten Frauen“ gibt. Stattdessen han-
delt es sich dabei um eine heterogene Frauengruppe, die 
sich was ihre Lebensbedingungen anbetrifft in verschie-
densten Aspekten unterscheidet. 

Aus den wenigen Datenerhebungen können wir entneh-
men, dass - entgegen vorhandener Vorurteile und Kli-
schees  - bei geflüchteten Frauen zum einen Potenziale 
sowie zum anderen eine hohe Bereitschaft und Motivation 
vorliegt, sich in den Arbeitsmarkt einzubringen:

Bei einer Qualifikationsbefragung des XENOS-Bleiberechts-
netzwerkes  stellte sich beispielsweise heraus, dass unter 
den befragten TeilnehmerInnen 35,1 % der Frauen über 
Schulabschlüsse verfügt (Männer: 27,6%). Und 40% der 
befragten Akademikerinnen - die die Hochschule besucht 
haben - ebenso über einen Hochschulabschluss verfügen.

Andere Studien zeigen, dass Frauen in manchen Herkunfts-
ländern häufiger Studienfächer ausgewählt haben, die in 
Deutschland gesellschaftlich nach wie vor als „Männer-
domäne“ gedeutet werden – wie z.B. Ingenieurberufe. D.h. 
hier zeichnet sich ein Trend ab, wonach geflüchtete Frauen 
einen Beitrag dazu leisten könnten, sozial verfestigte Mus-
ter von „Männer- und Frauenberufen“  zu durchbrechen.

Bei Datenerhebungen zu „Einstellungen, Werte und Pläne“ 
- in denen Frauen selbst zu Wort kommen – wird deutlich, 
dass weibliche Geflüchtete der eigenen Berufstätigkeit ei-
nen enormen Stellenwert einräumen – und den Zugang 
zur Arbeitswelt mit zentralen Werten verbinden: wie Frei-
heit und Sicherheit, Verbesserung der Bildungsmöglich-
keiten ihrer Kinder sowie existenzielle Absicherung ihrer 
Familien sowie persönliche Unabhängigkeit.

Des weiteren geben befragte Frauen an, dass sie die Be-
rufstätigkeit ebenso als wesentlichen Schlüssel zur Aner-
kennung und Wertschätzung in der sozialen Umgebung 
bewerten,  - oder dass sie die aktive Teilnahme am Arbeits-
leben als Voraussetzung einstufen, sich beruflich weiter-
zubilden und/oder ihre sprachlichen Kompetenzen aus-
zubauen. Insgesamt schreiben die meisten Befragten der 
Arbeit an sich eine enorme Bedeutung zu, und sehen darin 
eine Selbstbestimmtheit.

Andere befragte Frauen bestimmter sozialer Herkunft (aus 
traditionalistischen Milieus) positionieren sich dahinge-
hend, dass sie in der eigenständigen Erwerbstätigkeit in 
Deutschland auch die Chance auf Emanzipation sehen, um 
somit aus vorherigen traditionellen Rollenbildern auszu-
brechen. 

Stützend auf dem Bilanzpapier des XENOS-Bleiberechts-
netzwerk kann auch eine weitere positive Erkenntnis ge-
zogen werden – nämlich die hohe Bereitschaft in Deutsch-
land beruflich Fuß zu fassen: sobald geflüchtete Frauen 
(auch mit vergleichsweise geringer Berufserfahrung) den 
Zugang zum Arbeitsmarkt schaffen, gelingt es ihnen - im 
Vergleich zu Männern -  besser, ihre Berufserfahrung aus-
zubauen. (XENOS 2014, S. 39).

II Barrieren bei der Teilhabe auf dem Arbeitsmarkt?
Unter Berücksichtigung einer BAMF-Studie  wird jedoch fol-
gendes offensichtlich: viele geflüchtete Frauen in Deutsch-
land sind mit hohen Zugangsbarrieren konfrontiert – und 
können letztlich ihr Ziel, ein Bestandteil der Arbeitswelt zu 
sein, nicht in die Realität umsetzen.  

Während 49, 8 % der männlichen Studienteilnehmerinnen 
zum Zeitpunkt der Datenerhebung erwerbstätig waren, 
befanden sich lediglich 11,5% der weiblichen Teilnehmerin-
nen in einem Arbeitsverhältnis. Gleichzeitig gaben aber 
mehr als drei Viertel dieser befragten Frauen an, unbedingt 
erwerbstätig sein zu wollen – und zwar unabhängig von 
ihrem Qualifikationsstatus.

Nach wie vor sind geflüchtete Menschen in Deutschland 
mit verschiedenen Barrieren bei der Arbeitsmarktteilhabe 
konfrontiert. 

Ein grundlegendes Problem besteht vor allem weiterhin 
darin, dass die tatsächlichen Qualifikationen von geflüch-
teten Personen - einschließlich die der von Frauen – auf 
dem Arbeitsmarkt nicht ausreichend erfasst und berück-
sichtigt werden.

Nach wie vor wissen wir zu wenig über diese eigentlich, 
wichtigen Ressourcen und Potenziale dieser Bevölkerungs-
gruppe. Die bisherige Datenlage besitzt lediglich eine ge-
ringe Aussagekraft. In vielen Statistiken werden Geflüch-
tete weiterhin pauschal als „Ungelernte“ eingeordnet. 
Studienerfahrungen oder erste Berufserfahrungen bleiben 
somit unsichtbar.

Mit Blick auf Frauen lässt sich festhalten, dass die in 
Deutschland etablierte Standardkategorie „berufsqualifi-
zierender Abschluss“ vor allem in der Lebensrealität vieler 
weiblicher Geflüchteter zu eindimensional ist. Trotz des 
Sammelns von Berufserfahrungen (nach einem Schulab-
schluss) können zahlreiche Frauen schlussendlich keine 
offiziell, dokumentierten Berufsqualifikationen einreichen.

Konsequenterweise bleiben geflüchtete Frauen mit vorhe-
rigen, eigentlich reellen, Berufserfahrungen weiterhin mit 
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dem Label „unqualifiziert“ verhaftet. Infolgedessen kön-
nen sie eben nicht ohne weiteres an ihre bisherigen beruf-
lichen Tätigkeiten anknüpfen und diese weiter ausbauen.  

Bei einigen dieser Hindernisse beim Zugang zum Arbeits-
markt handelt es sich jedoch um geschlechtsspezifische 
– d.h. jene, mit denen sich fast ausschließlich geflüchtete 
Frauen und in geringerem Maß geflüchtete Männer „her-
umschlagen“:

Weiterhin sind viele Frauen in ihrer sozialen Position als 
Mütter stark eingeschränkt, wichtige (Weiter)Qualifizie-
rungsmaßnahmen aufzusuchen.  

Denn nach wie vor ist ein Mangel an Kinderbetreuungs-
möglichkeiten zu beobachten.

Ebenso suchen viele Frauen Sprachkurse erst nach einer 
zeitlichen Verzögerung auf. Hierbei spielen gewisse Über-
legungen eine wesentliche Rolle, anhand des eigenen 
„Rückzugs“ erst einmal dafür zu sorgen, dass der Ehegatte 
beruflich Fuß fasst/und oder um die Kinderbetreuung zu 
sichern.

Zudem gibt es noch zu wenige auf Frauen zugeschnittene, 
bedarfsorientierte Förderprogramme und Qualifizierungs-
angebote.  

So bleibt es vielen Frauen erschwert, sich überhaupt aus-
reichend über ihre rechtlichen Möglichkeiten und Förder-
strukturen auf dem deutschen Arbeitsmarkt zu informie-
ren.

Ebenso ist zu beobachten, dass diese „Frauengruppe“ auf 
zentralen Feldern (Bildungssystem/ Beratung oder Arbeits-
markt) auch oftmals mit „doppelten“ Diskriminierungs-
erfahrungen konfrontiert ist. Konfrontationen mit All-
tagsrassismus als „Geflüchtete und als Frau“ können sich 
dahingehend negativ auswirken, indem sie die eigene Mo-
tivation, Selbsteinschätzung sowie insgesamt  die Chancen 
des beruflichen Einstiegs mindern.

III Was gilt es zu tun?
Es liegen bereits Expertisen vor, wie die Bedingungen und 
die Strukturen verbessert werden können, damit Men-
schen mit „Fluchthintergrund“ einen Zugang zum Arbeits-
markt haben. Hierzu sind bereits einige Ansätze und Stra-
tegien entwickelt worden. 

An dieser Stelle sollen einige, geforderte Punkte zusam-
mengefasst werden, die aus der Sicht von ExpertInnen ins-
besondere Frauen ermöglichen, sich gleichberechtigt im 
Arbeitsmarkt einzubringen.

Es wird dringend empfohlen, Kinderbetreuungsangebo-
te unmittelbar mit Beratungs-, Bildungs- und Beschäfti-
gungsmaßnahmen zu verknüpfen.

Ganzheitliche Beratungsstruk-
turen sollen Frauen vermehrt 
zur Verfügung gestellt werden. 
In diesen sollen sie passgenau-
er über etablierte Förderpro-
gramme informiert, und zu-
dem gezielt an weiterführende 
Institutionen und Organisatio-
nen weitergeleitet werden.

Darüber hinaus sollen Mento-
ringprogramme für geflüchte-
te Frauen ausgebaut werden, 
anhand denen sie Berufsein-
stiegsmöglichkeiten in Betrie-
ben erhalten und somit ihre 
Berufsperspektive in Deutsch-
land erweitern.

Wenn Abschlüsse nicht anerkannt werden, sollen Nach-
qualifizierungsstrukturen zur Verfügung gestellt werden, 
u.a auch in Teilzeit um Müttern Teilnahmechancen zu er-
möglichen.

Zugänge zu Studiengängen sowie deren Finanzierung sol-
len ebenfalls erleichtert werden.

Ebenso sollen niedrigschwellige Zugänge ermöglicht wer-
den, so dass Frauen separate, mobile Informations- und 
Bildungsangebote z.B. in Gemeinschaftsunterkünften er-
halten.

Ein Bewusstseinswandel bei arbeitsmarktrelevanten Ak-
teuren gilt es anzustoßen, so dass z.B. Betriebe Schulun-
gen und Informationsangebote erhalten, um die oftmals 
unterschätzten Potenziale von geflüchteten Frauen über-
haupt wahrzunehmen.

Und vor allem wird dringend empfohlen, dass möglichst 
rasch Kompetenzfeststellungsverfahren etabliert  werden, 
die differenziert, ganzheitlich und vor allem geschlechts-
sensibel ablaufen. Dies wird als als ein zentrales Schlüssel-
konzept verstanden.

Hierbei sollen die verschiedenen, individuellen Lebensla-
gen der Frauen, ihrer Bedürfnisse und insbesondere ihrer 
Kompetenzen erfasst und vor allem gewürdigt werden.

Mit Blick auf Frauen ist dabei letztlich entscheidend, dass 
nicht schriftlich belegte (d.h. nicht offiziell dokumentierte) 
Berufserfahrungen gleichermaßen berücksichtigt werden.

Silvia Fiebig
Mitglied im ASF-Landesvorstand

REPRESSION UND ANGST VON AKTIVIST*INNEN IN DER TÜRKEI
SAKINE ESEN YILMAZ - PORTRAIT EINER GEFLÜCHTETEN GEWERKSCHAFTERIN

Bis Mitte letzten Jahres war sie die Generalsekretärin der 
türkischen Lehrer*innengewerkschaft Egitim Sen, welche 
zu den wenigen demokratisch verfassten Gewerkschaften 
der Türkei zählt und unter anderem eng mit der GEW, ih-
rem deutschen Pendant, kooperiert.

Eigentlich hatte sich die 39-jährige Kurdin nicht vorstellen 
können, ihre Heimat zu verlassen, denn die Türkei ist das 

Land, in dem sie bereits viele Jahre politisch arbeitete. Yil-
maz wählte den Beruf der Lehrerin und engagierte sich be-
reits gewerkschaftlich, unter anderem als Frauensekretärin 
für die Bildung von Mädchen, als sie noch in Schulen unter-
richtete. Mit 37 Jahren wurde sie zur Generalsekretärin der 
Egitim Sen Gewerkschaft gewählt. Und setzte sich mit lau-
ter Stimme u.a. gegen Kinderarbeit und die Islamisierung 

Silvia Fiebig
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des Schulsystems als auch für ein Recht auf muttersprach-
lichen Unterricht und das Recht auf Bildung syrischer Ge-
flüchteter sein. Genau diese Resolutheit in Bezug auf ihre 
politischen Ideale wurde Yilmaz zum Verhängnis. 

Denn die Situation für kritische Köpfe spitzte sich in der jün-
geren Vergangenheit, insbesondere nach dem Putsch-Ver-
such immer weiter zu.

Bereits im Jahr 2009 kam es zu systematischen Durchsu-
chungen von Gewerkschaftsbüros in der Türkei. Yilmaz und 
35 weitere Kolleg*innen mussten für ihre Forderung auf 
das Recht nach muttersprachlichem Unterricht für kur-
dische Schüler*innen Gefängnisstrafen hinnehmen. Ein 
halbes Jahr später wurde sie ohne Anklage oder Prozess 
wieder entlassen. Doch nur drei Jahre später wurde sie 
gemeinsam mit 72 Gewerkschaftskolleg*innen unter dem 
Vorwurf der „Unterstützung terroristischer Organisatio-
nen“ für weitere zehn Monate inhaftiert.

Aktuell laufen drei weitere Gerichtsverfahre gegen Yilmaz, 
deren Ausgang noch offen ist. Da ihr bis zu 22 Jahre Haft dro-
hen, entschied sich die mutige Frau für gefährlichen Schritt 
der Flucht nach Deutschland. Gefährlich vor allem, da eine 
normale Auseise aufgrund der Haftbefehle und des damit 
einhergehenden Ausreiseverbots gegen sie nicht möglich 
war und Yilmaz illegal ausreisen musste. So bezahlte sie 
einer Schleuserin 16.000 Euro um versteckt in einem LKW 
nach Deutschland zu fahren.  Seit letztem Oktober lebt 
Yilmaz in der Erstaufnahmereinrichtung Essen-Fischlaken. 
Dort wird sie von Süleyman Ates, Mitglied des Bundes-
ausschusses für multikulturelle Angelegenheiten in der 

Sakine Esen Yilmaz

GEW (BAMA) und 
ebenfalls Lehrer 
empfangen und 
unterstützt. Saki-
ne Esen Yilmaz hat 
politisches Asyl in 
Deutschland be-
antragt. Die erste 
Anhörung verlief 
bereits gut – sie-
ben Jahre Aus-
reiseverbot und 
bereits zwei Ge-
fängnisaufenthal-
te sind tragende 
Argumente ihres 
Plädoyers auf poli-
tische Verfolgung.

Nun lernt die Ge-
w e r k s c h a ft e r i n 
Deutsch und hält auf Einladung der GEW und des DGB 
simultan übersetzte Vorträge und klärt aus eigener Erfah-
rung sowie den Berichten von Bekannten über die aktuel-
le Situation und sukzessive Abschaffung rechtsstaatlicher 
Prinzipien und Freiheiten in der Türkei auf. 

Svenja Frieß
Mitglied im ASF-Landesvorstand

Die zweite Halbzeit der jetzigen Wahlperiode hat im Euro-
päischen Parlament begonnen. Turnusgemäß wurde des-
halb ein neues Präsidium, bestehend aus dem Präsidenten 
und den 14 Vizepräsidenten und Vizepräsidentinnen ge-
wählt. 

Jenseits meiner persönlich natürlich sehr erfreulich verlau-
fenden Wahl zur Vizepräsidentin, darf und will ich keines-
wegs vergessen, was eine der wesentlichen Aufgaben der 
Europäischen Union ist. Denn Artikel 2 des Vertrages über 
die Europäische Union stellt ausdrücklich fest, dass die 
Werte, auf die sich die Union gründet, auch die Gleichheit 
von Frauen und Männern beinhaltet. Artikel 3 weist dar-
auf hin, dass die Europäische Union die Gleichstellung von 
Frauen und Männern fördert. Die Gleichstellung der Ge-
schlechter ist außerdem in der Charta für Menschenrechte 
der Europäischen Union verankert.

Da müssen wir Abgeordneten uns endlich kritisch 
mit der Frage auseinandersetzen, wie die vergangene 
Wahl zum Präsidium mit diesen Zielen übereinstimmt.  
Tatsächlich ist das Präsidium gerade mal zu einem Drittel 
mit Frauen besetzt. Damit sind Frauen ein weiteres Mal 
in einem hohen politischen Gremium nicht gleichwertig 
vertreten. Der Anteil ist damit sogar noch geringer, als der 
derzeitig bescheidene Frauenanteil von 36% aller Abge-
ordneten im Europäischen Parlament. Bei den Wahlen zur 
vorletzten Wahlperiode lag der Anteil übrigens bei 35%. Da 
alle fünf Jahre Europawahlen stattfinden, hätten wir also 
bei gleichbleibender Entwicklung erst im Jahr 2084 echte 
Gleichstellung erreicht. 

Zum 32. Präsidenten des Europäischen Parlaments wur-
de der Italiener Antonio Tajani gewählt - „natürlich“ ein 
Mann. Nur zwei Mal wurde mit Simone Veil und Nicole 
Fontaine überhaupt eine Frau zur Präsidentin gewählt. Ein 
Armutszeugnis für ein Parlament, das sich die Gleichstel-
lung zwischen Frauen und Männern auf die Fahnen ge-
schrieben hat. 

Ich frage mich deshalb: Wie können wir mit einem sol-
chen geringen, eigenen Frauenanteil glaubwürdig einen 
Frauenanteil von 40% für Frauen in leitenden Gremien für 
Großkonzerne in Europa fordern? Wie können wir in Staa-
ten der Dritten Welt glaubhaft für einen größeren Anteil 
an Frauen in Gesellschaft, in Politik und in Wirtschaft wer-

Evelyne Gebhardt (© Europäisches Parlament)
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EINE GERECHTE GESELLSCHAFT IST BUNT
FÜR DIE GRUNDWERTE DER SPD EINTRETEN

Die Grundwerte der SPD „Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-
darität“ sind auch im 21. Jahrhundert so aktuell wie eh und 
je. In der anstehenden Bundestagswahl wird es darum ge-
hen, für diese Grundwerte zu kämpfen und wieder mehr 
Menschen davon zu überzeugen. 

Gerade in Zeiten, in denen Rechtpopulisten in ganz Europa 
versuchen, einen Keil in die Gesellschaft zu treiben, in dem 
sie unterschiedliche Bevölkerungsgruppen gegeneinander 
ausspielen, müssen wir als SPD klar machen, dass nur eine 
moderne Gesellschaft von Vielfalt profitiert. Eine gerechte 
Gesellschaft ist bunt!

Wir müssen klar machen, dass eine gerechte Gesellschaft 
auf Solidarität fußt. Unser Ziel ist es, unsere Systeme (Steu-
ern, Rentenversicherung, Krankenversicherung, …) so zu 
gestalten, dass die Reichen für die Ärmeren, die Jungen für 
die Alten, die Gesunden für die Kranken also die Starken für 
die Schwachen einstehen. 

Es zeigt sich immer wieder an vielen Stellen, dass es wich-
tig für die SPD ist, starke Frauen zu haben. Alle Menschen 
im Land verdienen eine gute Politik, nur wenn es der SPD 
gelingt, auch die Frauen als Wählerinnen zurück zu gewin-
nen, werden wir langfristig sozialdemokratische Politik 
verwirklichen können. Gemeinsam mit Martin Schulz müs-
sen wir die inhaltlichen Weichen richtig stellen. Die Frage 
der Gleichberechtigung spielt in allen Politikbereichen eine 
wichtige Rolle. Egal ob es in der Rentenpolitik um die Aner-
kennung von Erziehungszeiten oder bei der Arbeitsmarkt-
politik um die gleiche Bezahlung und gleiche Chancen für 
Männer und Frauen geht. Ob die Frage von Kinderbetreu-
ung über den (Wieder-)Einstieg in den Job entscheidet oder 
der Erzieherberuf so ausgestaltet werden sollte, dass er 
auch für Männer attraktiv ist. 

Ich hoffe zukünftig im Bundestag diese Fragen speziell mit 
meinen Schwerpunkten im Bereich Umweltschutz und 
Nachhaltigkeit einbringen zu können. Als kommunale In-
tegrations- und Inklusionsbeauftrage bin ich an zwei wich-
tigen Themen des Wahlkampfes sehr dicht dran und erle-
be jeden Tag, mit welchen Problemen die Kommunen in 
diesen Bereichen belastet sind. Ich erlebe aber auch jeden 
Tag wie viele Chancen sich bieten, wenn man die Chancen 
nutzt, die eine Teilhabe aller an der Gesellschaft bieten. 

Auch beim Umgang mit Geflüchteten zeigen sich ganz 
spezielle Bedürfnisse von Frauen. In erster Linie muss welt-

weit der Schutz der Frauen vor Übergriffen sichergestellt 
werden. Nicht erst mit dem Familiennachzug müssen Stra-
tegien entwickelt werden, wie auch Mädchen und Frauen 
in unsere Gesellschaft gut integriert werden können. An-
gebote zum Spracherwerb, welche eine Kinderbetreuung 
beinhalten, sind hier nur ein kleiner erster Ansatz. Es muss 
uns gelingen alle Potentiale unserer Gesellschaft zu nut-
zen. 

In den Monaten von Mitte 2015 bis Mitte 2016 hatten vie-
le Kommunen große Probleme die Geflüchteten unter-
zubringen. Dabei konnte oft nur wenig Rücksicht auf die 
speziellen Bedürfnisse weiblicher Geflüchteter genom-
men werden. Seit einigen Monaten sind die Landratsäm-
ter vom Notbetrieb in einen Regelbetrieb übergegangen. 
Viele Kommunen haben in diesem Regelbetrieb spezielle 
Wohngruppen für traumatisierte Frauen eingerichtet oder 
haben spezielle Beratungsangebote geschaffen. In den 
kommenden Wochen und Monaten muss es das Ziel sein, 
geflüchtete Frauen in die Regelsysteme von Beratung und 
Betreuung zu überführen. In vielen Fällen muss vor allem 
eine bessere Aufklärung über die bestehenden Angebote 
erfolgen. 

Rebecca Hummel
Stellv. ASF-Landesvorsitzende 

Rebecca Hummel

ben, wenn wir es nicht schaffen unsere einfachsten gleich-
stellungspolitischen Hausaufgaben zu erledigen. 

Deshalb, liebe Frauen, trete ich für eine Frauenquote für 
die Wahlen zu den höchsten politischen Ämtern im Euro-
päischen Parlament ein. Ich will, dass von den zwei Präsi-
denten, die jede Wahlperiode im Europäischen Parlament 
gewählt werden, eine Präsidentin ist und ich will eine Frau-
enquote für Vizepräsidenten.

Jetzt habe ich zwei ein halb Jahre Zeit, um Mitstreiterinnen 
und Mitstreiter für meine Forderungen zu finden und diese 
Forderungen dann einzubringen.

Ich freue mich schon sehr auf meine neue Aufgabe!

Evelyne Gebhardt MdEP
Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments
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Hilde Mattheis

Menschen, die aus Krisengebieten zu uns flüchten, haben 
oft Unvorstellbares hinter sich. Sie wurden in ihren Hei-
matländern oder auf der Flucht mit Krieg, Folter, Vergewal-
tigungen, psychischer Gewalt konfrontiert. Daher ist es zu 
allererst ein Gebot der Menschlichkeit, den Geflüchteten 
u.a. mit einer guten und zeitnahen medizinischen Versor-
gung zu helfen, so gut und so schnell wie möglich. 

Allen Kritikern zum Trotz hat unser Land in den letzten 
Jahren, in denen besonders viele Menschen bei uns Schutz 
gesucht haben, Menschlichkeit und Offenheit bewiesen. 
Insbesondere die große ehrenamtliche Unterstützung vor 
Ort verdient besonderen Dank.

Aber es wurde auch offenkundig, dass in vielen Bereichen 
Verbesserungen notwendig sind, dass Verfahren beschleu-
nigt und vereinfacht werden müssen, Hürden abgebaut, 
qualifiziertes Personal angeworben werden muss. In ei-
nem ersten Schritt haben wir dazu auf Bundesebene die 
Voraussetzungen für die Einführung einer elektronischen 
Krankenkarte geschaffen, mit der Geflüchtete unkom-
pliziert und ohne den Umweg der Beantragung eines 
Behandlungsscheines Zugang zur gesundheitlichen Ver-
sorgung bekommen. Dies hatten Hamburg und Bremen 
bereits mit Erfolg umgesetzt. Auch wenn nun zahlreichen 
Bundesländer, Gemeinden und Kommunen nachgezogen 
haben, wurde die Krankenkarte wegen des Widerstandes 
der CDU/CSU leider nicht flächendeckend eingeführt. Auch 
bei uns in Baden-Württemberg hat Innenminister Strobl 
mit Zustimmung des grünen Koalitionspartners die Ein-
führung der Gesundheitskarte, die noch unter SPD-Betei-
ligung in der vorherigen Koalition vorangetrieben wurde, 
auf Eis gelegt. Hier zeigt sich: Grün ist vor dem schwarzen 
Koalitionspartner eingeknickt. Auch bei anderen  Maßnah-
men gegen Flüchtlinge und Asylbewerber. 

Ein weiteres großes Projekt ist die Verbesserung der psy-
chotherapeutischen Versorgung. Das Leid, dass viele Men-
schen in ihren Heimatländern und auf der Flucht erleben 
mussten, ist für uns kaum vorstellbar. Kinder, die mit an-
sehen mussten, wie ihre Eltern getötet werden, Familien, 
die auf der Flucht komplett auseinander gerissen wurden. 
Hier in Deutschland angekommen werden einige fast täg-
lich mit den schrecklichen Ereignissen und Schicksalen 
enger Familienangehöriger in ihrer Heimat konfrontiert. 
All das hinterlässt tiefe seelische Narben und führt oft zu 
posttraumatischen Belastungsstörungen. Hier leisten die 
Behandlungszentren für Folteropfer und psychotherapeu-
tischen Beratungsstellen herausragende Arbeit, die wir 
von Bundesseite weiter gefördert haben. Die Nachfrage ist 
allerdings so hoch, dass es noch weiterer Angebote bedarf. 

Aber eine gute psychotherapeutische Betreuung ist erst 
möglich, wenn der Status des Geflüchteten geklärt ist und 
ein fester Wohnsitz gewährleistet werden kann. Wer im-
mer wieder sein Wohnumfeld wechseln muss und in der 
Angst lebt, bald wieder abgeschoben zu werden, kann sich 
auf eine Therapie nicht richtig einlassen. An dieser Stelle 
sei auch gesagt, dass die Aussetzung des Familiennachzugs 
eine Fehlentscheidung war, die wir korrigieren müssen. 
Zum Trauma des Krieges kommt bei vielen minderjährigen 
SyrerInnen die Trennung von den Eltern. Das erschwert 
eine Genesung und damit auch mittel- bis langfristig die 
Integration in unsere Gesellschaft.

Zudem ist hier auch eine ganz wesentliche Frage, die der 
Übersetzung. Das Engagement der ÜbersetzerInnen, Dol-
metscherInnen und GesundheitsmittlerInnen ist unglaub-
lich hoch, doch fehlt es hier an weiterem qualifiziertem Per-
sonal. Es muss auch die Kostenübernahme bzw. Bezahlung 
dieser wichtigen Dienstleistung noch einmal gesetzlich ge-
regelt werden. Das ist nicht einfach, da Übersetzungen kei-
ne Gesundheitsleistungen sind und damit eigentlich nicht 
aus den Beitragsgeldern der Versicherten bezahlt werden 
können. Wir wollen, dass dies aus Steuermitteln bezahlt 
werden muss. Und auch der Einsatz moderner Medien wie 
„Dolmetschen per Video“ angeboten werden muss. Und 
auch nonverbale Therapien bezahlt werden müssen. Unser 
Anspruch muss es sein, alles für eine gute psychotherapeu-
tische Behandlung anzubieten, um über die schrecklichen 
Erlebnisse, Ängste und Sorgen sprechen und diese aufar-
beiten zu können.

Trotz der Bemühungen 
der SPD war in der gro-
ßen Koalition nicht so 
viel möglich zur Verbes-
serung der medizini-
schen Versorgung von 
Geflüchteten wie wir 
uns erhofft haben. Wir 
müssen am Ball bleiben 
und immer wieder deut-
lich machen, dass jeder 
Mensch, der zu uns kommt, ein Recht hat, gut versorgt zu 
werden. Das erwarten viele Bürgerinnen und Bürger, die 
Ärzte und die vielen ehrenamtlichen HelferInnen von uns 
als verantwortliche PolitikerInnen.

Integration gelingt dann am besten, wenn neben einer 
guten Unterbringung, neben Bildungsangeboten und die 
Möglichkeit der Beschäftigung auch die Gesundheitsver-
sorgung bedarfsorientiert ist. 

Wir haben bereits vieles geschafft. Krankheiten, die bei uns 
fast keine Rolle mehr spielten wie Krätze und Masern und 
die in den Unterkünften zum Problem wurden, sind ge-
bannt. Die Impfquoten sind gut. Jetzt muss die psychoso-
ziale Betreuung und Begleitung der Bleibeberechtigten im 
Focus stehen. Denn Integration bedeutet auch, sich ohne 
stärker gesundheitliche sprich psychische Beeinträchti-
gung dem Neuen aufgeschlossen zuwenden zu können. 

Hilde Mattheis MdB
Stellv. SPD-Landesvorsitzende

GESUNDHEITSVERSORGUNG GEFLÜCHTETER
WEITERE VERBESSERUNGEN SIND NÖTIG
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Inklusion ist überall ein Thema. Und zwar genau unter den 
Stichworten Gleichstellung, Gleichberechtigung und vor 
allem gleichberechtigter Teilhabe.

Glücklicherweise haben wir in der SPD Bundestagsfrak-
tion eine Arbeitsgruppe Inklusion. Dort beraten wir mit 
den Kolleginne und Kollegen aus allen Fachbereichen die 
Möglichkeiten, Anforderungen und vor allem Lösungen zur 
Teilhabe.

Ich bearbeite dabei das Thema Mobilität, Erreichbarkeit 
und Nutzerfreundlichkeit der öffentlichen Verkehre für 
Menschen mit Handycaps.

Zurzeit setzen wir uns für die Zulassung von e-Scootern in 
Linien-Bussen ein. Dazu liegt eine Petition im Bundestag 
vor, die vom Bundesselbsthilfeverband der Körperbehin-
derten (BSK) initiiert wurde. Der BSK hat übrigens seinen 
Hauptsitz in Baden-Württemberg. Eines der Probleme, die 
die Petition anspricht: viele Busfahrer nehmen die e-Scoo-
ter nicht mit, weil sie Angst haben, dass sie nicht genügend 
gesichert werden können. Und das Verkehrsministerium 
weigerte sich, eine Positivliste der zugelassenen eScooter 
zu erstellen. Ein kleines Beispiel das zeigt, wie mühsam die 
Umsetzung von Forderungen oftmals ist. 

Ein weiteres Thema, das wir gerade bearbeiten:  der Bau 
von Rampen, etwa um von einem Bahnsteig zum anderen 
zu kommen. Hier gibt es einen gesetzlich festgelegten, ma-
ximalen Neigungswinkel. In Berlin diskutieren wird darü-
ber, diesen etwas steiler zu machen, damit die Rampe nicht 
zu lang wird. Ist er jedoch zu steil, ist die Rampe für Roll-
stuhl- und/oder Rollatorfahrer*innen wieder unbenutzbar. 
Dieses Beispiel zeigt: Flexibilität ist bis zu einem gewissen 
Grad wichtig. Besser eine etwas steilere Rampe, als gar 
kein Zugang zum Bahnsteig.

Oder mein Einsatz für die Formulierung von Entscheidun-
gen aus dem Petitionsausschuss in einfacher, verständli-
cher Sprache an die Petenten zu schicken. Wir haben auch 
ein Informationspapier entwickelt, das den Menschen er-
klärt, wie sie eine Petition an den deutschen Bundestag 
richten können. So funktioniert gleichberechtigte Teilhabe. 
Und von dieser profitieren am Ende alle Menschen.

Es ist für mich immer eine besondere Freude, wenn mich 
Bürgerinnen und Bürger aus dem Wahlkreis besuchen, für 
die eine Berlinfahrt nicht so einfach zu bewältigen ist, weil 
sie im Rollstuhl sitzen, nicht gut sehen können oder ande-
re Einschränkungen haben. Kürzlich hat mich eine Gruppe 
der Lebenshilfe aus Crailsheim besucht. Da gab es richtig 
gute Fragen und Anregungen. Dauerbrenner natürlich die 
Zugänge zum öffentlichen Verkehr, schlecht erreichbare 
Bahnhöfe und Bahnsteige, Fahrplanlesbarkeit und das 
nicht ausreichende Angebot an Fahrmöglichkeiten in den 
Tagesrandzeiten. Auch ohne Auto möchten sie mobil sein.

Eine geballte Ladung an Vielfalt und Gleichstellung war 
die Verleihung des Inklusionspreises des Sonnenhofs, die 
ich im vergangenen Jahr vornehmen durfte. Da gab es die 
Gruppe der Ministranten, die einen Jungen, der an den 
Rollstuhl gebunden ist, in ihre Mitte aufgenommen ha-
ben. Ganz selbstverständlich halfen ihm die Kinder, ja es 
gibt sogar Streit, wer den Rollstuhl schieben darf. Oder die 
Tanzpädagogin, die mit einer gemischten Tänzergruppe 
ein Tanzprogramm erarbeitet hat. Wir haben alle gemein-
sam gefeiert, geklatscht, gesungen und gelacht. 

Nur so funktioniert Inklusion: zusammen etwas tun, dann 
ist auch unbekanntes oder ungewohntes Verhalten kein 

Problem mehr.

Selbst Rollstuhlwanderungen mit Menschen mit Schwerst-
behinderungen sind für die Beteiligten etwas ganz Wich-
tiges. Rauskommen in die Welt, Begegnungen mit den 
Bewohnerinnen und Bewohnern der erwanderten Dörfer 
oder Städte. Lohnt der Aufwand? Die zufriedenen Gesich-
ter und Fröhlichkeit gaben die Antwort. An dieser Stelle 
meine Hochachtung vor den Organisatoren und Betreuern.

Viele von den mit den Menschen besprochenen Problemen 
konnten in das vom Bundestag beschlossene Bundesteil-
habegesetz einfließen. Aber das ist noch nicht das Ende der 
Fahnenstange, wir bleiben im Gespräch mit den Betroffe-
nen und ihren Verbänden. 

Eine ganz andere Art von Vielfalt begegnet uns bei dem 
Treffen mit den zu uns geflüchteten Menschen. Die größte 
Barriere ist die Sprache, deshalb sollten eigentlich alle, die 
zu uns kommen vom ersten Tag an die Chance haben, an 
einem Sprachkurs teilzunehmen. 

Welch Vielfalt der Kulturen muss oft auf engstem Raum 
miteinander klarkommen. Umso wichtiger sind die vielen 
Freundeskreise, die die Menschen einladen, ihnen bei Be-
hördengängen helfen und ihnen ihre neue Heimat - ob auf 
Dauer oder nur zeitweise -  zu erklären.

Der Verein „Frauen aus aller Welt“ zeigt, wie spannend  es 
ist, wenn sie gemeinsam ein Fest veranstalten. Vielfalt in 
der Musik, beim Büffet, bei der Kleidung und doch vereint 
sie jetzt alle ihre gemeinsame neue Heimat in Crailsheim 
oder in Gaildorf.

Die Kinder sind oft ganz schnell integriert, finden neue 
Freunde und wachsen mehrsprachig auf. Geben wir ihnen 
die Chance, sich hier zurechtzufinden, sich wohlzufühlen. 

Denn ausgrenzen und abgrenzen ist der falsche Weg. Viel-
falt ja, Gleichmacherei nein. Dazuzugehören, eine neue 
Heimat gefunden zu haben und sich für sie auch zu enga-
gieren, das sind wohl die Idealvorstellungen von Inklusion 
der Menschen, die zu uns kommen, die wir alle haben. Aber 
der Einsatz für dieses Ziel lohnt sich.Wir sollten weder Per-
sonal noch Mittel scheuen, diese Vorstellung zur Realität 
werden zu lassen. Wenn wir das nicht tun, entsolidarisie-
ren und radikalisieren wir die Gesellschaft und diese Schä-
den zu beseitigen, wird dann richtig teuer.

Annette Sawade MdB
Mitglied im ASF-Landesvorstand
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Dorothee Schlegel

FORTSCHRITTE BEI DER GLEICHSTELLUNG?
DAS EUROPÄISCHE INSTITUT FÜR GLEICHSTELLUNGSFRAGEN IN VILNIUS

Ja, es gibt sie, die kleinen Fortschritte: Denken wir an die 
Frauenquote oder das Lohngerechtigkeitsgesetz, das jetzt 
endlich im Bundeskabinett beschlossen wurde. 

Und: es gibt das Europäische Institut für Gleichstellungs-
fragen mit Sitz in Vilnius/Litauen, kurz das EIGE (European 
Institute for Gender Equality)1 , das sich im September bei 
uns im Familienausschuss vorstellte. Es handelt sich bei 
diesem Institut um eine eigenständige Einrichtung der Eu-
ropäischen Union, die gegründet wurde, um zur Förderung 
der Gleichstellung der Geschlechter beizutragen. Zu seinen 
Aufgaben gehören 
a) die umfassende Berücksichtigung des Gleichstellungs-
aspekts in allen Politikbereichen der EU und den entspre-
chenden nationalen Politikbereichen, 
b) die Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Diskrimi-
nierung und die Sensibilisierung der Unions-bürgerinnen 
und  bürger für Gleichstellungsfragen. 

Das EIGE erhebt einen Gleichstellungsindex, der aufhor-
chen lässt, in welchen Bereichen die Fort-schritte stagnie-
ren, größer oder kleiner geworden sind. Die Direktorin 
Virginija Langbakk stellte mir und meinen Kolleginnen 
diesen Index vor. Was misst er, wie wird erhoben, welche 
Länderspezifika gelten im europäischen Vergleich spezi-
ell für Deutschland? Und welche Fortschritte wurden seit 
2005 tatsächlich erreicht? Deutschland steht knapp über 
dem EU-Durchschnitt, an 10. Stelle der (noch) 28 EU-Länder. 

Der Gleichstellungsindex gilt als einzigartiges Messin-
strument und umfasst Datenerhebungen aus den sechs 
Kernbereichen Arbeit, Geld, Wissen, Zeit, Macht, Gesund-
heit, und die Nebenbereiche Gewalt und intersektionale 
Ungleichheiten. Gemessen werden auf einer Skala von 0 
bis 100 ge-schlechtsspezifische Diskrepanzen zwischen 
Männern und Frauen. Immerhin hat sich Deutschland in 
den letzten elf Jahren um 5,6 Punkte auf 55,3 verbessert, 
ein deutlicher Fortschritt im EU-Vergleich. 

Der Fortbestand von Geschlechterstereotypen in der Ge-
sellschaft wird sich künftig nicht positiv auf den Arbeits-
markt auswirken. Europaweit wird davon ausgegangen, 
dass dieser Ungleichheitsfaktor einem Einnahmeverlust 
von über 350 Mrd. Euro entspricht, also etwa dem derzei-
tigen Bundeshaushalt. 

Können wir mit der stabil gebliebenen Situation im Be-
reich Arbeit und der minimalen Ver-schlechterung im Be-
reich Geld zufrieden sein? Oder damit, dass sich zwar in der 
Wirtschaft die Teilhabe von Frauen etwas verbessert, aber 
in der Politik verschlechtert hat? 

Indikator „Arbeit“: 72 % aller Frauen in Deutschland sind 
erwerbstätig (75 % müssten es laut EU-Vorgabe sein). Über 
eine solche Vorgabe kann man streiten, aber nicht darüber, 
dass das Arbeiten in Teilzeit die Beschäftigungsquote ge-
messen in Vollzeit auf 39 % sinken lässt. 

6 %  aller Männer arbeiten in Teilzeit, wenn Kinder unter 
sechs Jahren im Haushalt leben, aber 73 % der Frauen. Sind 
die Kinder über 6 Jahre, arbeiten 4% der Väter und 66 % der 
Mütter in Teilzeit. Zudem arbeiten etwa 30 % aller Arbeit-
nehmerinnen in den Bereichen Erziehung und Unterricht,  
Gesundheit und Sozialwesen, aber nur 9 % der Arbeitneh-
mer. 51 von 100 Punkte.

Eine neuere Studie3 zeigt, dass selbstbestimmtes Arbeiten 
bestehende Geschlechterunterschiede verstärkt. Wäh-

rend Frauen, meist in Teilzeit arbeitend, eher weniger 
Überstunden machen, um ihrer familiären Fürsorgearbeit 
nachzukommen, leisten Männer eher bezahlte Überstun-
den. Frauen haben mit flexibleren Arbeiten und der meist 
damit einhergehenden besseren Vereinbarkeit mit der 
Familie weniger Probleme, Männer verharren häufiger in 
traditionellen Arbeitszeitmodellen, werden bei Mehrarbeit 
allerdings stärker monetär belohnt als Frauen. „Mann“ 
traut „Frau“ weniger Engagement und Produktivität zu, so 
die Studie4.  

Indikator „Geld“: Vor allem bei Frauen hat sich die wirt-
schaftliche Lage um sechs Punkte ver-schlechtert. 2014 
betrug der Durchschnittsstundenlohn 20,20 EUR bei Män-
nern und 15,83 EUR bei Frauen5,  in typischen Frauenberu-
fen jedoch nur 12,00 EUR6. Frauen haben geringere Einkom-
men und Altersruhegelder – das verbessert sich hoffentlich 
mit dem neuen Lohngleichheitsgesetz! 

Frauen kommen schwerer an finanzielle Mittel heran und 
damit auch an Unterstützungsleistungen. Leider gibt es 
hierzu keine individuelle Erhebung – nicht nur, da über 
Geld zu reden oft immer noch ein Tabu ist7.  

Die neueste EIGE-Studie besagt, dass die Armutsquote bei 
Doppelverdienern mit Kindern bei 15 % liegt, bei einem 
männlichen Verdiener bei 34 % und ohne das Einkommen 
eines Mannes bei 69 %. 

Im Bereich „Wissen“ nahm die Ungleichheit leicht zu und 
liegt zudem unter dem EU-Mittelwert. 

Die Verantwortung für die Familie wird meist von Frauen 
übernommen und die ungleiche „Zeit“-Aufteilung liegt im 
Haushalt bei 80:20 % für Kochen und Hausarbeit. 

Betreuungstätigkeiten innerhalb der Familie wirken sich 
erheblich auf die Beschäftigungschancen und auf die wirt-
schaftliche Unabhängigkeit von Frauen aus. Bessere Maß-
nahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sind daher unverzichtbar, ob Elternzeit, Elterngeld, 
ob flexiblere Arbeitszeiten, der Ausbau von Kinderbetreu-
ung oder die Unterstützung von zu pflegenden Angehöri-
gen.

Mit der „Frauenquote“ wurde ein Stein ins Rollen gebracht. 
Der Bereich „Macht“ nahm um fast 15 Punkte zu und er-
reicht „schon“ den Wert 45, immer noch der zweitnied-
rigste Wert aller sechs Be-reiche. Waren 2005 fast 50 % 
aller Ministerposten von Frauen besetzt, waren es 2012 nur 
noch 28 %. Die Unternehmenskultur, der Führungsstil und 
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die mangelnde Transparenz in der Einstellungs- und Beför-
derungspraxis werden sich ändern (müssen).

Im Bereich „Gesundheit“ unterscheiden sich auf einem 
hohen Niveau von ca. 90 Punkten Frauen und Männer in 
der EU kaum. Der geringfügige gemessene Unterschied 
darf aber nicht den Blick auf bestehende Ungleichheiten 
verdecken – nicht nur im medizinischen Bereich, bei der 
Medikation, bei Prävention und deren Finanzierung. 

Überaus sensibel ist das Thema Gewalt gegen Frauen. Die 
Studie der EU-Grundwerteagentur mit Sitz in Wien, die 
ich auch besucht habe, ist bemerkenswert: je höher das 
Gleichstellungsniveau in einem Land ist, desto eher ten-
dieren Frauen dazu, Gewalt anzuzeigen. Allerdings fehlt 
hier eine ge-hörig große Portion Vertrauen in Justiz und 
Polizei. Daher ist es gut, die konsequente Umsetzung des 
Grundsatzes „Nein heißt nein“ endlich zu verankern (das 
Ministerium von Manuela Schwesig plant für dieses Jahr 
die endgültige Ratifizierung der entsprechenden Istanbul-
Konvention), die Bekanntheit des bundesweiten Hilfetele-
fons (08000 116 016) voranzutreiben und das Problembe-
wusstsein für Gewalt zu stärken. 

Frauen ebenso wie Männer sind keine in sich geschlossene 
homogene Gruppe: sie sind jung oder alt, in Deutschland 
geboren oder im Ausland, leben als Familien, Alleinerzie-
hende oder Alleinstehende. Daher ist bei jedem gesetzli-
chen oder politischen Vorhaben darauf zu achten, Gleich-
stellungspolitik nach vorne zu bringen. 

Wo bleibt der Ehrgeiz, in Sachen Gleichstellung 
Europameister*in werden zu wollen?

Dr. Dorothee Schlegel MdB
Mitglied im Ausschuss für Angelegenheiten der Europä-
ischen Union sowie im Ausschuss für Frauen, Senioren, Fa-
milie und Jugend

----------------------------
1 http://eige.europa.eu/ 
2 DIW, iw-Dienst 17.03.2016, S. 7
3 Yvonne Lott, Heejung Chung: European Sociological Review, 
  “Gender Discrepancies in the Outcomes of Schedule Control on
   Overtime Hours and Income in Germany (August 2016)”
4 Yvonne Lott, Heejung Chung: European Sociological Review,
   “Gender Discrepancies in the Outcomes of Schedule Control on
   Overtime Hours and Income in Germany (August 2016)”
5 DIW, März 2016
6 DIW Berlin, auf Basis der Langzeitstudie Sozio-oekonomisches 
  Panel (SOEP) des Equal-Pay-Day am 19.03.2016
7 S. Spiegel–Titelstory, 3/2017, „Das liebe Geld“

Mehr Infos über das European Institute for Gender 
Equality (EIGE) in Vilnius in Litauen unter http://eige.
europa.eu/ 

Dort kann auch der aktuelle Newsletter bestellt wer-
den.

Anfang März wurde die dahinplätschernde Frauenbe-
wegung hart und unerwartet auf den Boden der Realität 
gerüttelt: der polnische EU-Parlamentarier Janusz Kor-
win-Mikke hat das ausgesprochen, was die rechtspopu-
listischen Parteien hinter verschlossenen Türen beraten, 
nämlich, dass die Frauen eigentlich ins Haus, hinter den 
Herd und zu den Kindern gehören. Sie sollen sich nicht in 
wichtige Sachen, wie Politik oder Führungspositionen ein-
mischen, denn das können sie ja sowieso nicht. Um das zu 
belegen, hat er auch gleich ein paar Zahlen präsentiert, in 
denen Frauen schlecht abschneiden, wie z. B beim Schach: 
keine einzige Frau unter den besten Hundert Schachspie-
lern. Das muss man sich mal vorstellen: keine einzige 
Frau bei einem Brettspiel, bei dem es um mittelalterliche 
Kriegsführung geht! Natürlich ist das ein Beleg für diese 
Behauptung. Und natürlich rechtfertigt diese Beweisfüh-
rung dann auch, dass Frauen, da sie ja nun, nach seinen 
wissenschaftlichen Ergebnissen, weniger intelligent seien, 
auch weniger verdienen müssten. Ach ja, nicht zu verges-
sen die Sache mit der Größe: auch der Umstand, dass sie 
kleiner, als die Männer seien, ist ein Beleg dafür, dass sie 
schwächer und somit minderwertiger sind. Jetzt bin ich 
doch etwas irritiert: waren es nicht immer kleine Männer, 

die Großes, manchmal auch Schreckliches) vollbracht ha-
ben: Alexander der Große, Karl der Große und was ist mit 
unserem Fritz? Der wurde doch auch „groß“ tituliert, ob-
wohl er nicht mal 1.60 m groß war. Wie groß war noch mal 
Napoleon? Nun ja – ich würde ja eher sagen, dass Größe 
nicht unbedingt etwas mit Können und Wissen zu tun hat. 
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Was aber diese Aussagen mit Sexismus und Frauenfeind-
lichkeit zu tun hat, das kann ich sehr wohl sagen: Alles!

Hier hat nicht nur ein verbitterter, alter Mann einfach mal 
über Frauen hergezogen, sondern hat ganz bewusst die 
Plattform im Europäischen Parlament genutzt, um die 
Ideologie der Rechten in Europa, ja und darüber hinaus, zu 
verbreiten. 

Zwar haben einige rechtspopulistische Parteien Frauen zu 
Vorsitzenden, doch scheint das eher ein gut durchdachtes 
Konzept zu sein. Schauen wir uns doch mal Front National 
an: Marie Le Pen kann die menschenfeindlichsten Ansätze 
ihrer Politik aussprechen, doch mit einem netten Lächeln 
im Gesicht, kann ihr das nicht jeder übelnehmen. Frauke 
Petry von der AFD galt lange als die saubere, fast nette Vor-
zeigefrau dieser Partei – mittlerweile jedoch wird sie von 
den Männern in die Enge getrieben, weil sie wohl nicht so 
spurt, wie sie es haben wollen. 

Fakt ist: Frauen werden in diesen Parteien instrumenta-
lisiert, um Frauen zu werben! Solange dies funktioniert, 
werden sie toleriert. Ab dem Augenblick jedoch, wo die 
Männer merken, dass dieses Konzept nicht aufgeht (siehe 
AFD), werden sie fallengelassen. 

Doch wie soll es nun weitergehen? Im Jahr 2017 wird im-
mer noch das Frauenbild aus dem Mittelalter propagiert? 
Wie sollen, wie müssen wir damit umgehen? Die spanische 

sozialdemokratische EU-Abgeordnete Bitrate García Pérez 
hat den polnischen Rechtspopulisten sehr eindrucksvoll 
in die Schranken verwiesen – jedoch, wie sieht das Frau-
enbild im Jahr 2017 aus? Wie viele junge Frauen engagie-
ren sich für Gleichstellung und Feminismus? Hat es die 
Gesellschaft vielleicht verschlafen, den jungen Mädchen 
und Frauen das Selbstbewusstsein und Selbstverständnis 
mit auf den Weg zu geben, damit sie für ihre Rechte auch 
lautstark, eben wie Irtatxe García-Pérez, einstehen und 
sich nichts gefallen lassen?  Ich glaube nicht. Ich glaube 
allerdings, dass das Problem komplexer ist. Der Mensch, 
in diesem Fall die Frau, ist in dem Glauben aufgewachsen, 
dass ihre Vorfahren die Gleichberechtigung und Gleichstel-
lung erreicht haben. Ja, das stimmt wohl auch. Allerdings: 
Für die damaligen Verhältnisse war das Erreichte auch gut 
genug. 

Doch für Heute, müssen wir weiter kämpfen! Wir müssen 
für gleichen Lohn, für Vorstandsposten, für die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, oder von Familie und Politik 
kämpfen.  Wir kämpfen für 50% der politischen Repräsen-
tanz. Es liegt an uns, der Gesellschaft zu zeigen, dass wir 
uns im Jahr 2017 nicht länger von alten, weißen Männern 
sexistisch beleidigen lassen. Dass wir gegen einen Präsi-
denten Trump, dessen „Pussy Grab“ keinerlei Auswirkun-
gen auf das Wahlverhalten vieler amerikanischer Frauen 
hatte, massiv auf die Straßen gehen und damit zeigen, 
dass solches Verhalten von niemanden auf der Welt akzep-
tiert werden! Und wir kämpfen für die Erhaltung unserer 
Demokratie! Denn auch diese wird von vielen einfach nur 
als gegeben wahrgenommen und viele merken zurzeit gar 
nicht, wie wackelig unsere demokratischen Grundpfeiler 
sind! Demokratie, Freiheit und Gleichstellung ist nicht von 
Gott gegeben. Wir müssen sie jeden Tag neu verteidigen, 
damit sie uns erhalten bleiben!

Lasst uns also im Jahr 2017 und darüber hinaus verstärkt 
für unsere Rechte einstehen! Gemeinsam! Denn wir sind 
nicht klein, schwach und weniger intelligent! Nein, auch 
wenn einige von uns vielleicht klein sind, so sind sie stark 
und smart – und genau das macht diesen Männern Angst! 

Stella Kirgiane-Efremidis
Mitglied im ASF-Landesvorstand

Stella Kirgiane-Efremidis
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